
GEMEINDE BAD ZWISCHENAHN

B e s c h l u s s v o r l a g e

68. Änderung des Flächennutzungsplanes - Rostrup, westlich Bachstelzenweg
(ehemaliges Bundeswehrkrankenhausgelände); hier: Feststellungsbeschluss

Beschlussvorschlag:

1. Die im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Absatz 2 Baugesetzbuch
(BauGB) und der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
(TÖB) gemäß § 4 Abs. 2 BauGB
sowie
die im Rahmen der Wiederholung der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Absatz
2 Baugesetzbuch (BauGB) und der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger
öffentlicher Belange (TÖB) gemäß § 4 Abs. 2 BauGB
eingegangenen Stellungnahmen zum Entwurf der 68. Änderung des
Flächennutzungsplanes – Rostrup, westlich Bachstelzenweg (ehemaliges
Bundeswehrkrankenhausgelände) einschließlich Begründung und Umweltbericht
werden auf Grundlage dieser Beschlussvorlage entsprechend der
Abwägungsvorschläge (Anlage 1) sowie der Sitzung des Ausschusses für Planung,
Energie und Umwelt (PlEnUm) vom 21.01.2025 berücksichtigt.
Hinweis: Die Stellungnahmen und Abwägungsvorschläge der Wiederholung der
Offenlage sind in der Anlage 1 in blau gekennzeichnet.

2. Die bisherige Beschlussfassung und Abwägung wird bestätigt. (Anlage 1 und 2)

3. Für die 68. Änderung des Flächennutzungsplanes (Anlage 3) einschließlich
Begründung und Umweltbericht (Anlage 4) wird gem. § 1 Abs. 3 BauGB in Verbindung
mit § 58 Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) beschlossen und
der Feststellungsbeschluss gefasst.

Sachverhalt:

Mit Beschlussvorlage BV/2024/085 hat der Rat am 17.09.2024 nach Vorberatung durch den
Ausschuss für Planung, Energie und Umwelt (PlEnUm) und Verwaltungsausschuss die
Beteiligung der Öffentlichkeit und Behörden/Träger öffentlicher Belange (TÖB) in Form
einer öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) zur
68. Änderung des Flächennutzungsplanes beschlossen.

Die Beteiligung der Öffentlichkeit wurde vom 25.09.-25.10.2024 durchgeführt. In diesem
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Ausschuss für Planung, Energie und Umwelt 21.01.2025 öffentlich
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Rat der Gemeinde 28.01.2025 öffentlich



Zeitraum konnten die Unterlagen online sowie persönlich im Rathaus mit der Gelegenheit
der Erörterung eingesehen sowie eine Stellungnahme abgeben werden.

Die Behörden und Träger öffentlicher Belange (TÖB) wurden mit Schreiben vom
24.09.2024 bis zum 25.10.2024 beteiligt.

Insgesamt wurden im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung von privater Seite zur 68.
Flächennutzungsplanänderung 2 Stellungnahmen (von Naturschutzverbänden) eingereicht.

Seitens der Behörden und Träger öffentlicher Belange liegen 20 Stellungnahmen vor, wobei
17 Stellungnahmen ohne Bedenken waren bzw. lediglich Hinweise enthielten.

Im Rahmen der Prüfung der Stellungnahmen wurde festgestellt, dass ein
landschaftspflegerischer Fachbeitrag (LBP) innerhalb des Auslegungszeitraumes vom
25.09-25.10.2024 bei den Auslegungsunterlagen fehlte, so dass eine Wiederholung der
Auslegung durchgeführt wurde, um formalrechtliche Fehler zu vermeiden.

Die im Rahmen der 1.Auslegung eingereichten Stellungnahmen haben dabei weiterhin ihre
Gültigkeit behalten und mussten nicht erneut eingereicht werden.

Die Wiederholung der Beteiligung der Öffentlichkeit wurde vom 02.11.-02.12.2024
durchgeführt. In diesem Zeitraum konnten die Unterlagen online sowie persönlich im
Rathaus mit der Gelegenheit der Erörterung eingesehen sowie eine Stellungnahme
abgeben werden.

Die Behörden und TÖB wurden per Mail vom 30.10.2024 bis zum 02.12.2024 beteiligt.

Insgesamt wurden im Rahmen der Wiederholung der Auslegung seitens der
Öffentlichkeit zur 68. Flächennutzungsplanänderung 2 Stellungnahmen (von
Naturschutzverbänden) eingereicht. Dabei handelte es sich um neue Stellungnahmen von
einem weiteren Naturschutzverband und eine Wiederholung sowie Ergänzung einer
Stellungnahme eines Naturschutzverbandes, der bereits in der 1.Auslegung vorgetragen
hatte

Seitens der Behörden und TÖB wurden zur Wiederholung der Auslegung 11
Stellungnahmen vorgelegt, wobei im Wesentlichen die Stellungnahmen aus der 1.
Auslegung wiederholt wurden, 10 Stellungnahmen waren dabei ohne Bedenken oder
enthielten lediglich Hinweise.

Insgesamt kann aufgrund der aus beiden Auslegungen vorgetragenen Stellungnahmen
festgestellt werden, dass seitens der Öffentlichkeit grundsätzliche Bedenken zur Dimension
des Baugebietes im Verhältnis zum Ortsteil Rostrup und damit einhergehend insbesondere
die daraus resultierende verkehrliche Belastung zulasten der vorhandenen Bebauung
kritisiert wurde.

Darüber hinaus wurden Bedenken zu den Auswirkungen auf das Zwischenahner Meer
verwiesen und entsprechend weitere Gutachten zur Bodenbelastung, Hydrologie und zum
Nährstoffeintrag gefordert sowie die Kartierungen des Landschaftspfegerischen
Begleitplans (LBP) und seine Ergebnisse angezweifelt.

Der größte Teil der Stellungnahmen (Öffentlichkeit und TÖB) beziehen sich hauptsächlich
auf den Bebauungsplan Nr. 156 mit örtlichen Bauvorschriften, so dass auf die
Beschlussvorlage BV/2024/086 verwiesen wird.

Die im Rahmen der Offenlage und Wiederholung der Offenlage eingegangenen



Stellungnahmen liegen dieser Beschlussvorlage als Anlage 1 mit entsprechenden
Abwägungsvorschlägen bei. Nähere Erläuterungen werden in der Sitzung seitens des
beauftragten Planungsbüros NWP vorgetragen.

Der Bebauungsplan Nr. 156 – Rostrup, westlich Bachstelzenweg mit örtlichen
Bauvorschriften wird im Parallelverfahren gemäß § 8 Absatz 3 Baugesetzbuch erarbeitet.

Insgesamt kann festgehalten werden, dass grundsätzliche Bedenken zur 68.Änderung des
Flächennutzungsplanes nicht bestehen und insofern auf Grundlage der 68. Änderung des
Flächennutzungsplanes mit Begründung und Umweltbericht (Anlagen 3 und 4) und den
vorliegenden Abwägungsvorschlägen (Anlagen 1 und 2) nunmehr der
Feststellungsbeschluss gefasst werden kann.

Nach Beschlussfassung ist die 68. Änderung des Flächennutzungsplanes zur
Genehmigung gem. § 6 Abs. 1 BauGB dem Landkreis Ammerland als nächsthöhere
Verwaltungsbehörde vorzulegen.

Finanzielle Auswirkungen:

Die Kosten der Bauleitplanung werden anteilig vom Investor Palais am Meer übernommen.
Für den Anteil der Gemeinde stehen Mittel in der Haushaltsstelle Ortsplanung zur
Verfügung.

Anlagen:

1. Abwägung (öffentliche Auslegung und Wiederholung öffentliche Auslegung)
Öffentlichkeit – anonymisiert-, Naturschutzverbände/-vereine und Behörden/TÖB
* Hinweis: Die Stellungnahmen und Abwägungsvorschläge der Wiederholung der Offenlage sind

in der Anlage 1 in blau gekennzeichnet.

2. Abwägung (frühzeitige Beteiligung) Öffentlichkeit – anonymisiert- und Behörden/TÖB
3. 68. Änderung des Flächennutzungsplanes
4. Begründung zur 68. Änderung des Flächennutzungsplanes einschließlich Umweltbericht
5. Biotoptypenkarte IDN
6. Entwässerungskonzept 2024

6.1 Entwässerungskonzept 2024 – Kanalplan
6.2 Entwässerungskonzept 2024 – Straßenbau

7. Abschlussbericht Mull & Partner_18.01.2023
7.1 Abschlussbericht Mull & Partner, Anlagen I, III und IV
7.2 Abschlussbericht Mull & Partner, Anlage II (per Link)

8. Verkehrsuntersuchung Mai 2024
9. Schalltechnisches Gutachten August 2024

9.1 Anlage 1 zum Schalltechnischen Gutachten
9.2 Anlage 2 zum Schalltechnischen Gutachten

10. Landschaftspflegerischer Fachbeitrag, NWP 2017 (zum Bauantrag Abtrag von
Oberboden


